
Neue Justiz 2/90 57

Der sozialistische Rechtsstaat
in der revolutionären Erneuerung des Sozialismus
Prof. Dr. INGO WAGNER,
Sektion Rechtswissenschaft der Karl-Marx-Universität Leipzig

Der Gedanke des Rechtsstaates, mit dem sich das aufstre­
bende Bürgertum gegen feudale Willkür wandtet und als des­
sen Kern die Bindung des staatlichen Handelns allein an das 
Gesetz betrachtet wird, erfährt als sozialistische Rechtsstaat­
lichkeit auch in unserem Land im Spannungsfeld von gesell­
schaftlicher Wirklichkeit und historischer Aufgabe seine dia­
lektische Auferstehung.* VIII. 1 2 3 Dazu haben sich bereits vor dem Be­
ginn der revolutionären Erneuerung des Sozialismus in der 
DDR Rechtswissenschaftler geäußert. In kritischer Auseinan­
dersetzung mit Karl A. M o l l n a u s  Beitrag „Sozialistischer 
Rechtsstaat (Versuch einer Charakterisierung)“3 5 möchte ich 
mich an dieser Diskussion beteiligen.

Zu Mollnaus Annäherung
an die sozialistische Rechtsstaatlichkeit

Mollnau hält es für verfrüht, eine Definition des sozialisti­
schen Rechtsstaates zu geben, weil die empirische Basis dafür 
fehle. Eine solche Definition könne nicht abstrakt gefunden 
werden, vielmehr müsse ihr „eine Analyse real existierender 
Staats- und Rechtsordnungen und ihrer Praxis vorausgehen“/1 
In bezug auf die Entwicklung des Staates und Rechts in der 
DDR in Richtung auf den sozialistischen Rechtsstaat meint 
Mollnau, diese sei „ als ein Ergebnis zu begreif en und zu ana­
lysieren, das aus der inneren Logik der Gesellschafts- und 
Rechtspolitik der SED hervorgeht, .besonders seit dem
VIII. Parteitag“.3

Ohne zu negieren, was in den vergangenen 40 Jahren Ar- 
beiter-und-Bauern-Macht auf deutschem Boden an Positivem 
erreicht wurde, auch an Elementen sozialistischer Rechts­
staatlichkeit, muß man davon ausgehen, daß sich das politische 
System des Sozialismus in der DDR zunehmend mit Beginn 
der achtziger Jahre immer mehr zu deformieren begann und 
sich ein bürokratischer Zentralismus breitmachte. Der fak­
tische Einfluß der Werktätigen auf die inhaltliche Gestal­
tung dieses Systems wurde immer geringer. Es „herrschte“ 
der Apparat — obwohl in der Verfassung der DDR von 1968/ 
1974 genau das Gegenteil zu lesen ist. Davon war natürlich 
auch die Rechtsordnung betroffen.

Bei dem jetzt erforderlichen Ausbau des sozialistischen 
Rechtsstaates „geht es nicht um eine Umetikettierung des bis­
herigen Zustandes, sondern um eine grundsätzliche Aufwer­
tung des Rechts im Leben der Gesellschaft“.6 Dazu aber sind 
nicht nur einzelne neue Gesetze notwendig, sondern eine tief­
greifende Reform des gesamten Rechts, aller Rechtszweige — 
vom Verfassungsrecht bis zum Strafrecht. Es dürfte wohl nicht 
zu bezweifeln sein, daß diese Reform sich nicht „aus der in­
neren Logik der Gesellschafts- und Rechtspolitik der SED, 
besonders seit dem VIII. Parteitag“, ergeben kann.

Immerhin könnte die von Mollnau geforderte Analyse 
„real existierender sozialistischer Staats- und Rechtsordnun­
gen und ihrer Praxis“ zu der Erkenntnis beitragen, daß das 
Wort „sozialistische“ vor dem Begriff „Rechtsstaat“ keine 
Einschränkung bedeuten darf, sondern künftig die qualitative 
Überlegenheit über die bürgerliche Rechtsstaaffichkeit zum 
Ausdrude bringen wird.

Bedenklich ist m. E., daß Mollnau den Begriff „sozialisti­
scher Rechtsstaat“ originär an ein „bestimmtes Niveau der 
Entwicklung, des Wirkens und.der tatsächlichen Wirksamkeit 
der rechtlichen Regelung und des rechtlichen Schutzes der 
Beziehungen zwischen Bürgern und Staat, Individuum und 
Gesellschaft“ bindet.7 Daraus und aus den folgenden Bemer­
kungen Mollnaus ergibt sich, daß sein Ausgangspunkt für die 
inhaltliche Bestimmung des sozialistischen Rechtsstaates die 
„tatsächliche Wirksamkeit der rechtlichen Regelung“ ist. Alles 
andere ist diesem Ausgangspunkt unter- bzw. nachgeordnet: 
die staatliche Tätigkeit im Bereich der Beziehungen zwischen 
Staat und Bürgern, die Problematik- der subjektiven Rechte. 
Logischerweise stellt Mollhau dann die Frage nach den Kri­
terien, „nach denen das Niveau der Entwicklung, des Wirkens 
und der Wirksamkeit der Regelungen im Bereich der Sozial­
beziehungen zu bestimmen und zu gestalten ist“.8 Als solche 
nennt er juristische Sachverhalte, die in anderen Zusammen­
hängen innerhalb der Wirkungstheorie des sozialistischen 
Rechts bereits abgehandelt sind — in Kurzform: rechtzeitige

Rechtsetzung, Gleichheit aller vor dem. Gesetz, reale Durch- 
setzbairkeit des Rechts, Korrektur falscher Entscheidungen, 
sozialistische Gerechtigkeit.

Unbestreitbar gibt es korrelative Zusammenhänge zwi­
schen diesen juristischen Phänomenen und der Gestaltung 
eines sozialistischen Rechtsstaates. Sicherlich können sie auch 
als Charakteristika sozialistischer Rechtsstaatlichkeit qualifi­
ziert werden und insofern die tatsächliche Wirksamkeit der 
rechtlichen Regelung entfalten helfen. Aber ich halte es für 
theoretisch falsch, den Begriff „sozialistischer Rechtsstaat“ 
und damit seinen Wesensinhalt an die von Mollnau ange­
führten Faktoren zu binden, die die Wirksamkeit des sozia­
listischen Rechts beeinflussen. Denn diese Wirksamkeit ist 
nicht Ursache, sondern Folge eines qualitativen Zustandes 
des sozialistischen Rechts als Komponente eines tatsächlichen 
Sozialismus; das sozialistische Recht wirkte bereits so oder 
so, .als die sozialistische Rechtsstaatsidee noch gar nicht auf 
der geschichtlichen Tagesordnung stand.

Neue Qualität des Sozialismus und Rechtsstaatskonzeption

Meine These — auch in dialektischer Negation der Idee und 
der Erfahrungen eines Rechtsstaates als Erscheinung der Kul­
tur und der Zivilisation auf dem Gebiet des Rechts — ist: Eine 
sozialistische Rechtsstaatskonzeption ist originär als eine we­
sentliche Komponente einer neuen Qualität des Sozialismus 
zu begreifen. Die bisherige Sozialismuskonzeption, die sich im 
Prozeß des sozialistischen Aufbaus herausgebildet hatte und 
in der DDR im nationalen Kolorit dominierte, ist nicht nur 
politisch, sondern auch theoretisch zusammengebrochen. Die 
Konturen einer neuen Sozialismuskonzeption, die an errun­
genen sozialistischen Grundwerten keinesfalls vorbeigeht, 
zeichnen sich ab: Humanismus, Gerechtigkeit, soziale Gleich­
heit, Freiheit als Verantwortung. Ein deutscher Sozialismus 
und damit auch ein sozialistischer deutscher Rechtsstaat kann 
nicht vom nationalen Kolorit, von den Erungenschaften der 
deutschen Kultur abstrahieren.

Nun können wir natürlich nicht warten, bis eine neue 
deutsche Sozialismuskonzeption, die auch im künftigen euro­
päischen Haus wettbewerbsfähig und menschheitsfortschritt­
lich ist, „anwendungsbereit“ für die Gestaltung des Rechts­
staates auf dem Tisch liegt. Obwohl wir noch nicht genau 
wissen können, welche spezifischen Züge — auch im nationa­
len Kolorit — die neue Qualität des Sozialismus aufweisen, 
wird, kristallisiert sich bereits ein Kulminationspunkt beson­
derer Art heraus, der unmittelbar als inhaltlicher „Anknüp­
fungspunkt“ für die Ausgestaltung des sozialistischen Rechts­
staates fungiert: Das Kriterium des gesellschaftlichen Fort­
schritts und dessen höchstes Ziel im Sozialismus ist der 
Mensch — nicht ein isoliertes Individuum, sondern der le­
bendige Mensch mit seinen realen Bindungen zur Gesell­
schaft, zu anderen Menschen, zum materiellen und zum geisti­
gen Bereich. Ein solcher Sozialismus muß deshalb auf das 
Marxsche Menschenbild zurückkehren und es zugleich durch 
die Errungenschaften der menschlichen Kultur und Zivilisa­
tion bis in unsere Tage bereichern. Dieser demokratisch- 
humanistische Sozialismus hat auf deutschem Boden seine 
Chance.

Sozialistische Rechtsstaatlichkeit wird wesentlich von die­
sem Marxschen Ziel des Sozialismus gespeist. Die neue Quali­
tät des Sozialismus muß die Rechte des Menschen in den 
Mittelpunkt des gesellschaftlichen Seins stellen. Hieraus re-
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